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LUXEMBOURG L’établissement public spécia-
lisé dans les services aux personnes âgées Ser-
vior a soufflé hier après-midi ses 20 bougies,
au terme d’un évènement organisé en pré-
sence de la ministre de la Famille et de l’Inté-

gration, Corinne Cahen. Une table ronde et la
projection d’une vidéo ont marqué le début
des festivités, avant un interlude musical ori-
ginal assuré par «Servior All Stars», un ensem-
ble composé de clients, de collaborateurs et de

bénévoles de Servior. Une réception a clôturé
comme il se doit cet évènement qui a animé le
Tramsschapp hier. CK

k www.servior.lu

Un anniversaire fêté au Tramsschapp

20 bougies pour Servior

Laministre de la Famille et de l’Intégration Corinne Cahen était présente pour la célébration Photo: Editpress/Julien Garroy
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BRATISLAVA SlowakischeErmittler
sind siebenMonatenachdemMord
an einemInvestigativjournalisten
und seinerVerlobten davonüber-
zeugt, die vierTäter gefasst zuha-
ben. „DieBeweise sind sehr stark“,
sagteGeneralstaatsanwalt Jaromir
Ciznar gestern vor Journalisten in
Bratislava.Unter anderemhabe
manbei denVerhaftetenMunition
beschlagnahmt, diemit jener der
Mordtat übereinstimme, sagte Poli-
zeipräsidentMilanLucansky. Bei
den verhafteten dreiMännernhan-
delt es sich demnachumdenmut-
maßlichenMörder, seinenFahrer
und einenVerbindungsmann zur
Auftraggeberin. AlenaZ., amFrei-
tag verhaftet, habe persönlich den
Mordauftrag erteilt unddafür
70.000Euro alsBelohnung gezahlt,
sagte der für denFall zuständige
Sonderstaatsanwalt. DPA

Slowakischer Ermittler
spricht von Auftragstat

LUXEMBURGNach demTsunami in
Indonesien ist die Not groß. 1,6
MillionenMenschen sind laut An-
gaben der VereintenNationen be-
troffen. 65.000Häuser sind stark
beschädigt. „Das, was dieMen-
schen jetzt am dringendsten brau-
chen, sindNotunterkünfte, saube-
resWasser und funktionierende
Sanitäranlagen, umden Ausbruch
vonKrankheiten zu verhindern“,
erklärt Frédéric Haupert, Direktor
von CARELuxemburg. Laut ihrer
Pressemitteilungwill CARE sich
um70.000Menschen in der Regi-
onDonggala kümmern und die
Menschen dortmit Unterkünften,
sauberemTrinkwasser und ande-
renNothilfemaßnahmen unter-
stützen. Dort konzentriertman
sich auch auf die Versorgung von
Frauen undMädchen. SW
CARE bittet Sie um Unterstützung in
Form einer Spende mit dem Betreff:
„Nothilfe Indonesien/Urgence Indoné-
sie“ auf das Konto CCPL LU28 1111 2588
1923 0000

Tragödie in Indonesien

LUXEMBURGDie „Fédération Lu-
xembourgeoise des Services
d‘Education et d’Accueil pour en-
fants“ (FELSEA) befürchtet die
Einführung eines Zweiklassensys-
tems durch die „mini crèche“. Die-
se dürfen ab dem 7. Januar 2019
angebotenwerden, dürfen elf Kin-
der imAlter zwischen zweiMona-
ten und zwölf Jahren in Empfang
nehmen und können von zwei Per-
sonen geführt werden. Eine davon
muss diplomierte Erzieherin sein,
die andere Person eine „assistante
parentale“. Die FELSEA stellt fest,
dass nur 50 Prozent des Personals
in einer solchen „mini-crèche“
qualifiziert seinmüssen, während
das Personal der „Services d’Edu-
cation et d‘Accueil“ (SEA) zu 90
Prozent aus qualifizierten Perso-
nen bestehenmüssen. Auchwird
kritisiert, dass beimöglichen 18
StundenÖffnungszeit in einer SEA
4,5 Personen anwesend seinmüs-
sen, wogegen es in einer „mini-crè-
che“ nur zwei seinmüssen. Außer-
dem seien die „mini-crèche“ von
denKontrollen der ITMund des
Gesundheitsministeriums befreit.
Außerdem sei der Begriff „mini-
crèche“ irreführend, da der Begriff
„crèche“ durch den neuenBegriff
„SEA“ abgelöst wurde. SW

Ungleiches System

erbraucherschutz zählt in den Wahlprogrammen „bei
denmeisten Parteien nicht gerade zu den ersten Priori-
täten“. So lautet die Analyse des „Lëtzebuerger Konsu-
menteschutz“ zwei Wochen vor der Parlamentswahl.

Auch wenn sich darin einzelne Forderungen wiederfinden, „der
große politischeWurf ist es nicht“, sagt ULC-Präsident NicoHoff-
mann, der gestern auf die Hauptforderungen der „Union Luxem-
bourgeoisedesConsommateurs“ (ULC)zusprechenkam.Dazuge-
hört, dass auch die nächste Regierung an einem Verbraucher-
schutzministeriumfesthält unddaraus idealerweiseeineigenstän-
diges Ministerium macht. Wichtig ist in den Augen der Verbrau-
cherschützerdabei, dieheute inunterschiedlichenMinisterienan-
gesiedelten Kompetenzen zu bündeln. In fünf von acht analysier-
ten Wahlprogrammen - berücksichtigt wurden die im Parlament
vertretenenParteiensowieKPLundPiraten- findetdieULCdamit
ein Echo. Hoffmann bedauerte bei dieser Gelegenheit aber, dass
sich eine „großeOppositionspartei“ - gemeint ist dieCSV -nicht zu
dieser Forderung äußert.

Enttäuscht zeigt sich dieULCvomEcho der Parteien beimThe-
ma Bankgebühren und Filialschließungen. Der Analyse der ULC
zufolge verlieren die größeren Parteien „keinWort“ dazu, andern-
orts seien die Aussagen vage. Hoffmann machte darauf aufmerk-
sam,dasssichnoch immervieleMenschenbeiderULCmelden,um
sich darüber zu beschweren. Die ULC fordert etwa, dass gängige
Kontenvorgänge entweder kostenfrei oder mit nur geringen Ge-
bühren verbunden sein dürften, was auch gesetzlich festgeschrie-
benwerdenmüsse.

Fünf Parteien befürworten Sammelklage
Ihrer Forderung nach Sammelklagen kommen derweil fünf von
acht Parteien nach. Der ULC-Präsident verwies allerdings darauf,
dass dieses Instrument auch
schon im aktuellen Regierungs-
programm stand - und im Rah-
men des Dieselgate-Skandals
„uns ein solches Gesetz sehr ge-
holfenhätte“.

Ebenfalls fünf Parteien spre-
chen sich für eineErhöhungdes
Mindestlohns aus, wobei für die ULC feststeht, dass dieser sowohl
erhöht wie auch steuerlich befreit werdenmüsse. Die ULC-Forde-
rung nach einer Vorschussindextranche greift lediglich die Kom-
munistische Partei in ihrem Programm auf. Die Verbraucher-
schutzorganisation fordert darüber hinaus eine Abschaffung der

V

Steuerklasse 1A, eine Anpassung der Steuertabelle an den Index,
höhere Freibeträge sowie einen weiteren Abbau desMittelstands-
buckels. Die ULC fordert weiter Maßnahmen gegen Baulandspe-
kulation, klare Regeln bei Geschenk- und Einkaufsgutscheinen
oder eine größere finanzielle Unterstützung für einkommens-
schwacheBewohner vonAlters- undPflegeheimen.

Die ULC nutzte gestern auch
die Gelegenheit, um ein Hühn-
chen mit Verbraucherschutz-
ministerFernandEtgen (DP)zu
rupfen. Weder sei die ULC zur
Vorstellung des interaktiven
Verbraucherleitfadens Poli ein-
geladenworden,nochwerdeauf

der Webseite auf die ULC hingewiesen, obwohl sie landesweit die
erste Anlaufstelle für Verbraucherfragen und -beschwerden sei.
Als Erklärung dafür hieß es laut Angaben Hoffmanns aus demMi-
nisterium, die ULC „sei kein établissement public“, wasHoffmann
als „topegÄntwërt“qualifizierte -undaufNachbesserunghoffte.w
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„Der große politische
Wurf ist es nicht“

NICO HOFFMANN, ULC-Präsident, über Verbraucherschutz in den Wahlprogrammen

Die Ausführungen der Parteien kann man in der Oktober-Ausgabe des „de
Konsument“ imDetail nachlesen Foto: Editpress/Hervé Montaigu

„Konsumentenschutz“ hat die Wahlprogramme analysiert

Nicht das größte Echo


